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Zukunftsperspektiven

der

Zusatzversorgung des öffentlichen und kirchlichen Dienstes

___________________________________________________________________________

Vortrag bei der aba-Sondertagung am 2. April 2001

in Berlin

G. v. Puskás, München

1.
Einleitung

Wunder und Wünsche dauern manchmal etwas länger, ehe sie Wirklichkeit werden. Dies trifft auf die Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung in Deutschland zu, die von der aba seit Jahren angemahnt wird. Mit dem Altersvermögensgesetz (AVmG) ist jetzt ein erster Anfang gemacht. Dennoch sind wir noch weit von optimalen Rahmenbedingungen entfernt, wie sie andere Länder kennen.


Auch für die Zusatzversorgung werden seit Jahr und Tag immer wieder grundlegende Verbesserungen gefordert. So hat z. B. Ministerpräsident Stoiber vor 10 Jahren – damals noch Innenminister im Freistaat Bayern – folgende Wünsche an die Zukunft formuliert:



"Bei nahezu jeder Satzungsänderung wird mir die beinahe schon übersteigerte Regelungsdichte des gegenwärtigen Zusatzversorgungssystems bewußt. Die Ursache hierfür liegt .......... in dem von den Tarifvertragsparteien vereinbarten komplizierten System selbst mit seiner gleichzeitigen Anbindung an die gesetzliche Rentenversicherung einerseits und an die Beamtenversorgung andererseits....


Ein weiterer Wunsch schließt sich an:


Bei jeder notwendigen oder wünschenswerten Umgestaltung der Zusatzversorgung sollten die Tarifpartner und die Zusatzversorgungseinrichtungen wie bisher darauf achten, daß die finanziellen Belastungen der Arbeitgeber in vertretbaren Grenzen bleiben. Das wird in der Zukunft angesichts einer wachsenden Zahl von Rentnern bei gleichzeitig schrumpfender Erwerbsbevölkerung schwieriger werden.
"

Die Prognose hat sich bewahrheitet.


Vorweg sei daher folgendes festgestellt:

Die Zusatzversorgung steht vor ihrer wichtigsten Reform seit dem Jahre 1967.


Die AKA hat bereits im Frühjahr des letzten Jahres in einem vertraulichen Memorandum an die Spitzen der Tarifvertragsparteien auf die Notwendigkeit einer grundlegenden Reform aufmerksam gemacht und im Laufe des Jahres 2000 erste Vorüberlegungen angestellt, in welche Richtung diese Reform konzipiert werden könnte. Ein Teil dieser Überlegungen wird bei der weiteren Entwicklung nach wie vor zu bedenken sein.


In der Tarifrunde 2000 kam es bereits zu folgendem Grundsatzkonsens.


"Es werden unverzüglich weitere Verhandlungen mit dem Ziel aufgenommen, unter Vermeidung von Umlagesatzerhöhungen die dauerhafte Finanzierbarkeit der Zusatzversorgung des öffentlichen Dienstes sicherzustellen. In diese Verhandlungen werden die sich aus der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 22. März 2000 – 1 BVR 1136/96 – ergebenden Fragen einbezogen."


Diesem Konsens soll mit den jetzt begonnenen Tarifverhandlungen Rechnung getragen werden. Die Terminplanungen über die weiteren Tarifverhandlungen lassen erwarten, daß die Tarifvertragsparteien gewillt sind, die angestrebte zukunftsgerechte Gestaltung der Zusatzversorgung bis Ende des Jahres abzuschließen und zum 01.01.2002 in Kraft zu setzen. Dies erfordert von allen Beteiligten – einschließlich der VBL, der AKA und den kommunalen und kirchlichen Zusatzversorgungskassen - außerordentliche Anstrengungen. Zur Erinnerung: Die letzte große Reform der Zusatzversorgung im Jahr 1967 beruhte auf rund siebenjährigen Vorbereitungsarbeiten. Jetzt haben wir maximal neun Monate Zeit.


Um die jetzt anstehende Reform der Zusatzversorgung besser verstehen zu können, sollen folgende Fragenkomplexe näher behandelt werden:


-
Grundlagen und Wirkungen des bestehenden Systems der Zusatzversorgung des öffentlichen Dienstes.


- 
Wo liegen die Schwachstellen?


- 
Welches sind die anzustrebenden Ziele?


- 
Welche Rahmenbedingungen müssen berücksichtigt werden?


- 
Welche Entwicklungen sind zu erwarten?

2.
Grundlagen und Wirkungen des bestehenden Systems der 


Zusatzversorgung des öffentlichen und kirchlichen Dienstes


2.1
Sozialpolitische Bedeutung und Struktur der



Zusatzversorgung des öffentlichen Dienstes 



Die Zusatzversorgung des öffentlichen Dienstes ist eine Sonderform der betrieblichen Altersversorgung. Mit rd. 4,8 Mio. Pflichtversicherten
 handelt es sich um das mit Abstand größte System, das ca. 1/3 der gesamten betrieblichen Altersversorgung ausmacht. 



Die Durchführung ist neben der VBL den 26 kommunalen und kirchlichen Kassen anvertraut. Entgegen den häufig anzutreffenden Vorstellungen ist festzustellen, daß das Schwergewicht der Zusatzversorgung nicht bei den Bediensteten von Bund und Ländern, sondern im kommunalen und kirchlichen Bereich liegt. So sind bei der VBL – einschließlich der dort vorhandenen kommunalen Bestände – nur rd. 2 Mio. Arbeitnehmer pflichtversichert, bei den kommunalen und kirchlichen Kassen dagegen 2,8 Mio. Pflichtversicherte. Trotzdem spielen die Verhältnisse bei der VBL als der mit Abstand größten Kasse eine maßgebliche Rolle bei den Überlegungen der Tarifvertragsparteien. Dies trifft auch auf die jetzt anstehende Reform zu. Sie ist – wie noch darzulegen sein wird – durch die zunehmend schwierige finanzielle Lage der VBL ausgelöst worden, die ihrerseits verschiedene Ursachen hat. Demgegenüber stehen die kommunalen und kirchlichen Kassen in der Regel weitaus günstiger da. Ihre Umlageberechnungen beruhen auf deutlich vorsichtigeren versicherungsmathematischen Grundlagen und Annahmen.


2.2
Leistungsrecht


Das Leistungsrecht ist durch ein hohes Versorgungsniveau gekennzeichnet. Als Gesamtversorgungssystem stockt die Zusatzversorgung die gesetzliche Rente bis zu 91,75 % des letzten Nettoeinkommens auf. Sie deckt alle biometrischen Risiken nach dem Vorbild der gesetzlichen Rentenversicherung ab und zahlt daher Alters-, Hinterbliebenen- und Invaliditätsrenten.



Diese Zusatzversorgung, die bei den meisten kommunalen und kirchlichen Kassen immer noch durch die Arbeitgeber allein finanziert wird, war und ist ein wichtiges Aquisitionsmittel zur Gewinnung neuer qualifizierter Mitarbeiter. Erst oberhalb eines Umlagesatzes von 5,2 % setzt eine hälftige Eigenbeteiligung der Arbeitnehmer ein, die der Arbeitgeber einhebt, der gegenüber der Zusatzversorgungskasse seinerseits alleiniger Schuldner der Umlage bleibt.


2.3
Finanzierung


Die Finanzierung der Leistungen erfolgt in Form eines sog. Abschnittsdeckungsverfahrens.



Beim Abschnittsdeckungsverfahren werden Einnahmen und Ausgaben nicht innerhalb eines Jahres (= Umlageverfahren), sondern innerhalb eines mehrjährigen Deckungsabschnitts ausgeglichen.



Umlagen, vorhandenes Vermögen und Zinserträge finanzieren die Ausgaben im Deckungsabschnitt. Der während des Deckungsabschnitts erhobene Umlagesatz muß in diesem Sinne bedarfskongruent kalkuliert werden, d.h. die Beiträge der Versicherten, das vorhandene Vermögen und etwaige Zinserträge müssen ausreichen, um die Leistungsausgaben während des Deckungsabschnitts zu finanzieren.



Aber: Der angesammelte Kapitalstock wird nicht dem einzelnen Versicherten zugerechnet, sondern kollektiv der Solidargemeinschaft.



Diese solidarische Gemeinschaftsfinanzierung unterscheidet sich deutlich von jeder Kapitalfinanzierung nach Art der Lebensversicherung. Dort gilt es stets, das Versorgungsrisiko der jeweils Beschäftigten zu finanzieren. Es besteht daher eine Äquivalenz von Leistung und Aufwand, sei es individuell oder auf den Bestand aller Arbeitnehmer des Arbeitgebers bezogen. Dieser personale Bezug ist der bei der Zusatzversorgung bisher praktizierten Gemeinschaftsfinanzierung indessen fremd. Die Anbindung der Umlage an die Aktiv- und Versorgungsbezüge ist nur ein finanztechnischer Schlüssel mit dem der in einem Deckungszeitraum entstehende Aufwand nach einem von der Solidargemeinschaft selbst als gerecht empfundenen Maßstab umgelegt werden soll. Mit der Umlage sollen also nicht künftige Ansprüche, sondern die laufenden Rentenlasten finanziert werden.



Für die Höhe der Umlagesätze ist die Länge des Deckungsabschnitts entscheidend. Liegen die künftigen "Versorgungsberge" jenseits des Deckungsabschnitts, so unterbleibt eine Kapitalbildung, mit der die Lasten der Zukunft abgedeckt werden. Je kürzer der Deckungsabschnitt ist, um so geringer ist die Kapitalbildung für die Zukunft. Da also in diesem Fall nicht mehr genügend Kapital zur "Untertunnelung" künftiger Versorgungslasten angesammelt wird, steigen die Umlagesätze.



Dies ist einer der entscheidenden Gründe für den bereits jetzt vergleichsweise hohen Umlagesatz der VBL von 7,7 %. Die VBL hat einen sehr kurzen Deckungsabschnitt von fünf Jahren, die kommunalen Kassen dagegen von zehn Jahren und die kirchlichen Kassen sogar einen noch längeren. Dieser Deckungsabschnitt ist von der VBL vor Jahren abgesenkt worden, um sonst notwendige Umlagesatzerhöhungen zu vermeiden.
 Gerade die steigenden Umlagesätze haben bei der VBL eine Beteiligtenflucht ausgelöst, die die Situation weiter verschärft hat. Ferner soll nicht unerwähnt bleiben, daß vor allem der Bund seit Jahren massiv Personal zu Lasten der in der VBL zusammengeschlossenen Solidargemeinschaft abbaut. Das markanteste Beispiel hierfür ist die Bundeswehr.



Diese Auswirkungen sprechen nicht grundsätzlich gegen das von der Zusatzversorgung praktizierte Abschnittsdeckungsverfahren, das durchaus seine Vorzüge hat. So bietet es insbesondere einen Strukturrisikoausgleich. Denn: Die bestehenden Rentenlasten werden von der Solidargemeinschaft finanziert, unabhängig davon, wie sich der Personalbestand eines Mitglieds entwickelt. Dienstleistungsbereiche, die zu Rationalisierungen gezwungen sind, werden also von anderen Dienstleistungsbereichen getragen, die "Konjunktur" haben. Da die Solidargemeinschaft auf einem ewigen Mitgliederbestand aufbaut, haben Mitglieder, die heute "Zahler" sind, Anspruch auf Hilfe der Solidargemeinschaft, wenn sie keine Konjunktur mehr haben. Allerdings darf dieser Strukturrisikoausgleich der Umlagegemeinschaft nicht mißbraucht und die Solidargemeinschaft nicht gezielt durch einen Personalabbau ausgeplündert werden, der nicht mehr mit konjunkturellen Schwankungen zu erklären ist.



Die Vorteile des Abschnittsdeckungsverfahrens für die Finanzierung der Altersversorgung des öffentlichen Dienstes sind in eindrucksvoller Weise durch ein Gutachten der Herren Prof. Heubeck und Prof. Rürup bestätigt worden.
 Darin wird deutlich gemacht, daß ein durch Kapitalbildung angereichertes Umlageverfahren eine einzigartig hohe Flexibilität aufweist. Im Gegensatz zum Kapitaldeckungsverfahren, das zu jedem Zeitpunkt – unabhängig von der jeweiligen Wirtschaftslage des Kassenmitglieds – ein Korsett zur Ausfinanzierung ist, verfügt ein solches Umlageverfahren über wesentlich mehr Stellschrauben, um die Versorgungsverpflichtungen mit den jeweiligen ökonomischen Rahmendaten und der Haushaltssituation der Mitglieder einer Kasse in Einklang zu bringen.



Diese Aussage hat aber nur Geltung für Verfahren, die ausschließlich - oder im wesentlichen - von öffentlichen Arbeitgebern finanziert werden. Je höher eine Eigenbeteiligung des Arbeitnehmers an seiner Altersversorgung ausfällt, um so eher muß die Äquivalenz von Beitrag und Leistung hergestellt sein. Die Beiträge der Arbeitnehmer können dann nicht mehr hergenommen werden, um Rentenlasten aus der Vergangenheit zu finanzieren, wenn nicht zugleich sichergestellt ist, daß die Arbeitnehmer mit ihren Zahlungen rechtlich geschützte Ansprüche mit einem entsprechenden Gegenwert erwerben. Dieser Aspekt kann bei der Umgestaltung der Zusatzversorgung von wesentlicher Bedeutung für die Frage werden, ob das gegenwärtige Finanzierungsverfahren beibehalten werden kann. 

3.
Die Schwachstellen

3.1
Steigende Versorgungsaufwendungen aufgrund der demographischen Entwicklung












Aufgrund des zunehmenden Rentnerberges ist mittel- und langfristig mit deutlich steigenden Umlagesätzen zu rechnen. Dies trifft insbesondere auf die VBL, aber auch auf einige kommunale Kassen zu. Geht der Bestand an Pflichtversicherten zurück, kann sich die Situation noch mehr verschärfen. Diese Gefahr ist gegeben, wenn es im öffentlichen Dienst zu weiteren Personalabbaumaßnahmen kommt oder Dienstleistungsbereiche aus dem BAT oder der Zusatzversorgung ganz oder teilweise abwandern, weil sie sich diese nicht mehr leisten können.



Im kommunalen Bereich besteht im allgemeinen eine bessere Situation als bei Bund und Ländern. Ursache sind - wie schon dargelegt - die höheren Kapitalbildungen aufgrund der langen Deckungsabschnitte und die – im Vergleich zur VBL – immer noch relativ günstige Bestandsentwicklung im Versichertenbereich.


3.2
Steigende Versorgungsaufwendungen aufgrund der Abhängigkeit 

von externen Bezugssystemen








Neben den demographischen Veränderungen wirken sich insbesondere die Abhängigkeiten von der Beamtenversorgung, den Entwicklungen der gesetzlichen Rentenversicherung und dem Steuerrecht nachteilig auf den Finanzbedarf in der Zusatzversorgung aus. 



Die Wirkungen der Bezugssysteme sollen nachstehend verdeutlicht werden:



Änderung Bezugssystem:


Auswirkung bei Zusatzrente:



Beamtenversorgung steigt

(
Zusatzrente steigt



Sozialversicherungsrente sinkt
(
Zusatzrente steigt



Lohnsteuer sinkt


(
Zusatzrente steigt



Rentenbeitrag sinkt


(
Zusatzrente steigt


Im Rahmen des derzeitigen Gesamtversorgungssystems steigt die Zusatzversorgung in Anlehnung an die Entwicklung der Beamtenversorgung.



Bei sinkender gesetzlicher Rente – wie sie im Rahmen der Rentenreform vorprogrammiert ist – aber unveränderter Gesamtversorgung müßte die – höhere – Differenz also durch eine höhere Zusatzversorgungsrente an sich ausgeglichen werden.



Da im Rahmen der Nettoberechnung fiktive Steuerabzüge bei der Zusatzversorgung berücksichtigt werden, führen Steuersenkungen - ohne tarifvertragliche Korrektur – ebenfalls zu höheren Leistungen in der Zusatzversorgung.



Zwar gibt es eine Absprache der Tarifvertragsparteien, wonach Veränderungen im Bereich der gesetzlichen Rentenversicherung und des Steuerrechts im Rahmen der Zusatzversorgung nachvollzogen werden sollen. Es zeigt sich aber, daß es zunehmend schwieriger wird, entsprechende Veränderungen im Wege von Tarifverhandlungen zu erreichen.


3.3
Steigende Versorgungsaufwendungen durch die Rechtsprechung




In der letzten Zeit haben drei Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts zu deutlichen Mehrbelastungen für die Zusatzversorgung geführt





-
Einführung der ratierlichen Rentenberechnung





In seiner ersten Entscheidung vom 15.07.1998 hat das Bundesverfassungsgericht
 die bis dahin nicht dynamische Versorgungsrente bei einem Ausscheiden aus dem öffentlichen Dienst für verfassungswidrig erklärt und bis zum 1. Januar 2001 eine Neufassung des § 18 BetrAV gefordert, die inzwischen erfolgt ist und eine Mindestdynamik von 1 % ab Versorgungsfall vorsieht.





- 
Teilzeitbeschäftigung: 





In seiner zweiten Entscheidung vom 25.08.1999
 hat das Bundesverfassungsgericht entschieden, daß die Regeln zur Berechnung der Anwartschaft bzw. der Rente des teilzeitbeschäftigten Arbeitnehmers zu einer unangemessenen Benachteiligung der Teilzeitbeschäftigten führen. Aufgrund der früheren Berechnungsweise wurden die Anwartschaften eines Teilzeitbeschäftigten auf der Basis des Verdienstes eines Vollzeitbeschäftigten berechnet und das Ergebnis um den Beschäftigungsquotienten gekürzt. Dementsprechend wurde die Steuerprogression eines Vollzeitbeschäftigten bei der fiktiven Berücksichtigung der Abzüge im Rahmen der Nettoberechnung auch bei den Teilzeitbeschäftigten berücksichtigt. Die Folge waren entsprechend geringere Zusatzrenten.



-
Halbanrechnung der gesetzlichen Rente:




In seinem Beschluß vom 22. März 2000 hat das Bundesverfassungsgericht
 schließlich entschieden, daß die Vollanrechnung der Sozialrente auf die Gesamtversorgung verfassungswidrig ist, wenn die Zeiten außerhalb des öffentlichen Dienstes nur zur Hälfte angerechnet werden. Es hat folgende Optionen zur Wahl gestellt:

· Vollanrechnung der Sozialrente auf die Gesamtversorgung; dann muß bei Ermittlung des Versorgungssatzes auch die gesamte Sozialversicherungszeit berücksichtigt werden.

· Keine Anrechnung von Zeiten außerhalb des öffentlichen Dienstes; dann darf auf die Gesamtversorgung auch nur die im öffentlichen Dienst erworbene Sozialrente angerechnet werden.

· Einführung eines Betriebsrentensystems, bei dem Äquivalenz zwischen Verdiensten und Zeiten im öffentlichen Dienst und der Höhe des Zusatzrentenbetrages besteht.


3.4
Finanzielle Auswirkungen auf die Umlagesätze


In der Summierung wirken sich diese zusätzlichen Leistungsbelastungen erheblich auf die Umlagesätze der Kassen aus. So hätten das Aussetzen der nettolohnbezogenen Rentensteigerungen 2000/2001, die Steuerentlastung 1999/2000/2001 und die Rentenbeitragssenkung durch Ökosteuer bei der VBL bereits eine Erhöhung des Umlagesatzes ab 01.07.2000 von 7,7 v. H. auf 8,9 v. H. erfordert. Berücksichtigt man zusätzlich die Auswirkungen der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, so ergibt sich für die Entwicklung der Umlagesätze bei der VBL für den Deckungsabschnitt ab 2004 folgendes Bild:
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Die Auswirkungen der Umlagesatzerhöhungen auf die Nettoverdienste wurden an folgendem Beispiel deutlich:
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Für die kommunalen und kirchlichen Kassen liegen derartige Berechnungen noch nicht vor. Auch bei ihnen wäre jedoch mit einem deutlich stärkeren Anstieg der Umlagesätze als bisher zu rechnen, wenn es nicht zu einer Systemumstellung käme.



Als Ergebnis ist festzuhalten, daß sich im ungünstigsten Fall bei der VBL bereits im Deckungsabschnitt 2004 – 2008 – ohne Reform – unter Berücksichtigung der Steuerbelastung auf der Basis des heutigen Verdienstes ein Absinken des Nettoeinkommens eines durchschnittlichen Arbeitnehmers im öffentlichen Dienst um fast 10 % ergeben würde, da sie oberhalb von 5,2 % mit 50 % an der Umlagezahlung beteiligt werden.


3.5
Strukturelle Schwächen des gegenwärtigen Gesamtversorgungssystems


Neben den nicht mehr beherrschbaren finanziellen Risiken sind aber auch systemimmanente Defizite zu beklagen, die sich wie folgt zusammenfassen lassen:



(1)

für die Arbeitgeber





-
mangelnde Kalkulierbarkeit des Versorgungsaufwandes





-
ständige Anpassungsnotwendigkeit an Änderungen






( in der gesetzlichen Rentenversicherung






( in der Beamtenversorgung






( in der Steuergesetzgebung





-
Erschwerung in der Personalbetreuung





-
Rechtsunsicherheit durch Rechtsprechung, erhöhtes Haftungsrisiko





-
Inflexibilität im Leistungsbereich



(2)

für die Arbeitnehmer / Versicherte





- 
mangelnde Transparenz im Leistungssystem





-
Unsicherheit über die Höhe der künftigen Versorgungsansprüche





-
zunehmende psychologische Abwehrhaltung gegenüber einem immer weniger durchschaubaren Versorgungssystem


4.
Anzustrebende Ziele

Bereits aufgrund der Analyse der AKA in ihrem vertraulichen Memorandum hat auf Arbeitgeber- und Arbeitnehmerseite im letzten Jahr ein intensiver Meinungsbildungsprozeß über die Zukunft der Zusatzversorgung begonnen. Dabei hat z. B. die VKA folgende Ziele formuliert, die mittlerweile auch von den übrigen öffentlichen Arbeitgebern im wesentlichen mitgetragen werden:


-
Kalkulierbarkeit und Bilanzierbarkeit der Aufwendungen,


-
verkraftbare Kosten,


-
Transparenz des Leistungssystems und


- 
Flexibilität des Leistungsrechts als Voraussetzung für eine Wettbewerbsfähigkeit öffentlicher Dienstleistungen.


Für die Arbeitnehmerseite ist die Sicherung eines angemessenen Versorgungsniveaus sowie der Erhalt sozialer Komponenten der Zusatzversorgung (wie z. B. Kindererziehungszeiten) von besonderem Interesse.


So hat die große Tarifkommission auf ihrer Sitzung im Oktober des vergangenen Jahres noch grundsätzlich an dem bisherigen Gesamtversorgungssystem festgehalten. Sie hat sich ferner für ein Versorgungsniveau in Höhe von 90 v. H. des letzten verfügbaren Einkommens ausgesprochen und gefordert, daß ein Finanzierungsdefizit – soweit es durch Personalabbau bedingt ist – von den Verursachern zu tragen ist.


Zu diesem Zeitpunkt lagen allerdings die dargestellten Berechnungen hinsichtlich der künftigen Umlagesätze noch nicht vor. Aufgrund der Auftaktverhandlungen zur Zusatzversorgung des öffentlichen Dienstes, die beiderseits in einer konstruktiven Atmosphäre stattfanden, kann davon ausgegangen werden, daß in den kommenden Monaten eine umfassende Bestandsaufnahme stattfindet und dabei Lösungsansätze ohne Tabus erörtert werden. Zu diesem Zweck haben sich die Tarifvertragsparteien auf die Einsetzung einer gemeinsamen Expertengruppe geeinigt, die folgenden Auftrag hat:


Künftige finanzielle Belastungen des gegenwärtigen Zusatzversorgungssystems:


-
die Auswirkungen einvernehmlich unstreitig zu stellen,


-
Ursachen für die Finanzierungsdefizite aufzuzeigen,


-
die Auswirkung von Stellschrauben innerhalb des gegenwärtigen Systems darzustellen,


-
Alternativen aufzuzeigen,


-
Vor- und Nachteile bestimmter Modellkomponenten darzustellen.

5.
Rahmenbedingungen für die Zusatzversorgung durch die 


Rentenreform (AVmG)









Die Tarifvertragsparteien sind sich in dem Ziel einig, daß die Umgestaltung der Zusatzversorgung in einer Weise erfolgen muß, die sie im Vergleich zu anderen Produkten und Anbietern von betrieblicher Altersversorgung voll wettbewerbsfähig macht. Dies ist nur möglich, wenn der Zusatzversorgung die gleichen Fördervoraussetzungen eingeräumt werden wie der sonstigen betrieblichen Altersversorgung.


Die Fördervoraussetzungen sind steuerlicher Art und lassen sich nach dem derzeitigen Stand des Gesetzgebungsverfahren wie folgt zusammenfassen:


5.1
Arbeitgeberfinanzierung bis zu 4 % der Beitragsbemessungsgrenze (§ 3 Nr. 63 EStG)











- 
steuerfrei und abgabenfrei



- 
Rentenleistungen werden nachgelagert besteuert



Die Einführung der nachgelagerten Besteuerung bei einer Arbeitgeberfinanzierung bis zu 4 % der Beitragsbemessungsgrenze kommt nach der vom Bundestag beschlossenen Fassung des AVmG allen Pensionskassen und damit auch den Zusatzversorgungskassen zugute. Bei der Verabschiedung des Entwurfs der Koalitionsfraktionen ist diese Auswirkung aber offenbar übersehen worden. Ob es bei dieser Regelung bleibt, oder ob es insoweit im Gesetzgebungsverfahren noch zu einer sachlich nicht gerechtfertigten Ausgrenzung der Zusatzversorgung kommt, bleibt abzuwarten. Hingewiesen sei in diesem Zusammenhang darauf, daß die derzeitige vorgelagerte Besteuerung der Zusatzversorgung ohnehin keine ausreichende gesetzliche Grundlage hat; denn mit den Umlagen werden in dem bestehenden System nur die bestehenden Renten finanziert, nicht aber die Ansprüche der Arbeitnehmer, so daß ihnen die Arbeitgeberbeiträge auch nicht als Lohn zufließen und als solcher besteuert werden können.
 Der Gesetzgeber wäre daher gut beraten, wenn er dieses Problem in der bisherigen Form elegant weitgehend entschärfen würde.


5.2
Förderung der Entgeltumwandlung bis zu 4 % der Beitragsbemessungs-grenze (§ 10 a EStG)











-
Eigenbeiträge bis zu 4 176,-- DM jährlich werden in Form einer Zulage oder des Sonderausgabenabzugs gefördert.



Diese Förderung gilt nicht für Pflichtversicherte, die kraft zusätzlicher Versorgungsregelung in einer Zusatzversorgung pflichtversichert sind und bei denen eine der Versorgung der Beamten ähnliche Gesamtversorgung aus der Summe der Leistungen der gesetzlichen Rentenversicherung und der Zusatzversorgung gewährleistet ist.

Damit sind die Arbeitnehmer des öffentlichen Dienstes von der Arbeitnehmerförderung ausgenommen. In der Begründung zum Gesetzentwurf wird darauf hingewiesen, daß bei einer wirkungsgleichen Übertragung der Maßnahmen der Rentenreform zur Absenkung des Rentenniveaus beabsichtigt ist, Beamte und Arbeitnehmer, die in einer Zusatzversorgungseinrichtung des öffentlichen Dienstes versichert sind, ebenfalls in die steuerliche Förderung der privaten Altersvorsorge durch Zulagen oder Sonderausgaben einzubeziehen. Die Einzelheiten hierzu sollen einem gesonderten Gesetzgebungsverfahren vorbehalten bleiben.



Der ausdrückliche Ausschluß von der Zusatzversorgung des öffentlichen Dienstes von der steuerlichen Förderung der Entgeltumwandlung stellt eine sachlich nicht nachvollziehbare Ungleichbehandlung zu anderen Systemen der betrieblichen Altersversorgung dar. Unzutreffend ist insbesondere die Annahme, daß die Zusatzversorgung als eine Gesamtversorgung, die von ihrer Höhe her an die Beamtenversorgung angekoppelt ist, die Einschnitte in der gesetzlichen Rentenversicherung wett macht, und erst bei einer systemkonformen Anpassung der Beamtenversorgung Anpassungsbedarf besteht. Richtig ist vielmehr, daß die Tarifvertragsparteien einen noch heute gültigen Grundkonsens darüber getroffen haben, Änderungen in der gesetzlichen Rentenversicherung systemgerecht nachzuvollziehen. In der Tarifrunde 2000 haben sie darüber hinaus vereinbart, bis Ende 2001 Änderungen in ihrer Zusatzversorgung einzuführen, mit denen ein weiterer Anstieg der Umlagebelastung vermieden werden soll; für den Fall, daß dies nicht gelingen sollte, werden die Renten auf dem Stand des Jahres 2000 festgeschrieben. Es kann daher keine Rede davon sein, daß die Zusatzversorgung Einschnitte im Versorgungsniveau der gesetzlichen Rentenversicherung ab dem Jahr 2002 ausgleicht.



Der Ausschluß der Zusatzversorgung ist im Gesetzgebungsverfahren daher nicht nur von der AKA
 und der aba
 sondern u. a. auch von der VKA, dem DSGV, der ÖTV, dem DBB und dem Caritas-Verband kritisiert worden.



Es bleibt zu hoffen, daß die Bundesregierung Wort hält, wenn sie in der gesetzlichen Begründung zum AVmG ankündigt, daß die Zusatzversorgung im Rahmen eines gesonderten Gesetzgebungsverfahrens im Zusammenhang mit der wirkungsgleichen Umsetzung der Rentenreform im Beamtenversorgungsrecht die gleichen Fördermöglichkeiten erhält wie die sonstige betriebliche Altersversorgung, vorausgesetzt, daß sie die gleichen Voraussetzungen erfüllt.

6.
Ausblick

Die Zusatzversorgung des öffentlichen und kirchlichen Dienstes hat in den langen Jahrzehnten ihres Bestehens stets ihre Anpassungsfähigkeit an veränderte Rahmenbedingungen bewiesen. 


Aufgrund der veränderten Rahmenbedingungen in der betrieblichen Altersversorgung, der u. a. vom Bundesverfassungsgericht kritisierten Intransparenz des Leistungssystems und der nicht mehr kalkulierbaren finanziellen Risiken der derzeitigen Zusatzversorgung dürfte ihre Fortsetzung in der bisherigen Form der Gesamtversorgung keine Zukunft haben. Im Vorfeld einer wettbewerbsfähigen Umgestaltung der Zusatzversorgung haben die Tarifvertragsparteien bereits eine Kostendeckelung für die Zukunft beschlossen.

Die konstruktiven, inzwischen angelaufenen Verhandlungen lassen erwarten, daß es den Tarifvertragsparteien gelingen wird, gemeinsam mit den Kassen die Zusatzversorgung auch für die Zukunft auf tragfähige Grundlagen zu stellen. Die Umgestaltung ist bis zum Ende dieses Jahres zu erwarten.


Der Wettbewerb mit anderen Anbietern der betrieblichen Altersversorgung wird härter werden. Schon heute liebäugelt der eine oder andere Arbeitgeber, insbesondere in privatisierten Dienstleistungsbereichen, mit anderen Optionen. Ihnen gilt der Rat, auf jeden Fall die Entwicklungen abzuwarten. Ein Ausscheiden kann heute bereits hohe Ausgleichforderungen für die bei den Kassen verbleibenden Rentenlasten zur Folge haben. Diese Ausgaben lassen sich in einem umgestalteten System der Zusatzversorgung sparen, das den Vorstellungen und Möglichkeiten auch der öffentlichen und kirchlichen Arbeitgeber entspricht.

G:\Zusatzversorgung\A_ARBGEM\G\Scherer\03-01\Perspektiven der Zusatzversorgung - 2.doc/11.04.2001/sch.
 Bei Erhöhung ab 1.1.2001�                        (nicht erfolgt!)





 Bei Beibehaltung 7,7 v.H.�    bis 31.12.2003�


Bei Vollanrechnung aller�    SV-Zeiten�


 Bei anteiliger Anrechnung�    der SV-Rente





9,4





� EMBED MSGraph.Chart.8 \s ���





10,4





11,5





15,4





� EMBED MSGraph.Chart.8 \s ���





Umlage v.H.





Änderung





Auswirkung bei








� 	Stellvertretender Vorstandsvorsitzender der Bayerischen Versorgungskammer, Vorsitzender der Arbeitsgemeinschaft kommunale und kirchliche Altersversorgung e. V. (AKA) und Vorstandsmitglied der aba


� 	vgl. Die Zusatzversorgung – gestern, heute und morgen -, Festschrift zum 50-jährigen Bestehen der Zusatzversorgungskasse der bayerischen Gemeinden, 1991, S. 12/13


� 	Stand 31.12.1999


� 	vgl. Heubeck-Rürup, Finanzierung der Altersversorgung des öffentlichen Dienstes, Sozialökonomische Schriften, Bd. 20, 2000, S. 52 ff; v. Puskás, in Handbuch Altersversorgung, (Cramer, Förster, Ruland – Hsg.), 1998, S. 235 ff. (242)


� 	vgl. Prof. Birk, BetrAV 2000, S. 315 ff. (315)


� 	zu den damit verbundenen Gefahren vgl. bereits v. Puskás, BetrAV 1989, S. 225 ff. (226); v. Puskás, ZTR 1989, S. 463 (464)


� 	vgl. v. Puskás BetrAV 2001, S. 10 ff. (12)


� 	vgl. Heubeck-Rürup, a.a.O., S. 127 ff.


� 	Innerhalb des kommunalen Bereichs hat insbesondere die Zusatzversorgungskasse der bayerischen Gemeinden mit über 10 Jahresausgaben ein hohes finanzielles Polster, das die künftige Umlageentwicklung deutlich abfedert.


� 	BVerfG, ZTR 1999, S. 36 ff.; BetrAV 1999, S. 27 f.


� 	BVerfG, ZTR 1999, S. 521 f.; BetrAV 1999, S. 411 ff.


� 	BVerfG, ZTR 2000, S. 265 ff.; BetrAV 2000, S. 394 ff.


� 	So hat z. B. die VBL seit 1967 37 Satzungsänderungen vornehmen müssen; in diesem Jahr stehen – unabhängig von den anstehenden Grundsatzüberlegungen - zwei weitere Satzungsänderungen bevor.


� 	vgl. Prof. Birk, BetrAV 2000, 315 ff.


� 	vgl. Dt. Bundestag, Ausschußdrucksache 14/1081 (neu), S. 40 ff.


� 	vgl. Dt. Bundestag, Ausschußdrucksache 14/1081 (neu), S. 27
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